
    

Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Umweltstatistikgesetzes 
und des Hochbaustatistikgesetzes 

A. Problem und Ziel 

Die in § 9 Absatz 4 Umweltstatistikgesetz (UStatG) geregelte Erhebung der Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen liefert Aussagen über das Umweltgefährdungs-
potenzial dieser Anlagen, insbesondere hinsichtlich des Grundwassers und der Oberflä-
chengewässer. Es hat sich gezeigt, dass die Erhebung mit ihrem fünfjährigen Erhebungs-
turnus und dem beschränkten Erhebungsinhalt nicht die zur sorgfältigen Bewertung des 
von diesen Anlagen ausgehenden Gefährdungspotentials erforderlichen Daten bereitstel-
len kann. Bislang fehlen umfassende und aktuelle statistische Bezugszahlen.  

Darüber hinaus sind durch Änderungen im Recht der Europäischen Union sowie im inter-
nationalen statistischen Begriffssystem zur Klassifikation der Umweltschutzaktivitäten und 
-ausgaben (Classification of Environmental Protection Activities and Expenditures - CEPA 
2000) Anpassungen statistischer Rechtsvorschriften des Bundes notwendig geworden, 
die überwiegend redaktioneller Art sind.  

Im Rahmen des Hochbaustatistikgesetzes (HBauStatG) ergeben sich Schwierigkeiten bei 
der Zuordnung von Baugrundstücken aufgrund fehlender Anschriftenmerkmale.  

Des Weiteren lösen die Merkmale zur Verwendung von Energie in Neubauten, die seit 
2012 aufgrund des Gesetzes zur Förderung Erneuerbarer Energien im Wärmebereich 
(EEWärmeG) im Rahmen des HBauStatG zu erheben sind, in der Erhebungspraxis eine 
hohe Zahl an Rückfragen aus. Dies generiert bei den Beteiligten einen hohen Aufwand, 
da die Statistischen Ämter der Länder die Auskunftspflichtigen bislang ausschließlich auf 
dem Postweg kontaktieren dürfen.  

Ziel des Gesetzes ist es, die Qualität der jeweiligen Statistik zu verbessern bzw. an EU- 
Regelungen anzupassen und aussagekräftigere Ergebnisse zu erhalten, wobei bereits 
bestehende Daten besser genutzt und Übermittlungswege vereinfacht werden sollen. 

B. Lösung 

Das Gesetz sieht zur Lösung im Wesentlichen die folgenden Änderungen an bestehenden 
statistischen Rechtsvorschriften des Bundes vor: 

Änderung des Umweltstatistikgesetzes 

– Änderung des § 9 Absatz 4 UStatG mit dem Ziel, die vorhandenen Daten aus den 
Sachverständigenprüfungen zu nutzen, um die Statistik regelmäßiger und aussage-
kräftiger zu machen und die Länder zu entlasten, Letzteres dadurch, dass diese Er-
hebung nunmehr zentral durch das Statistische Bundesamt durchgeführt wird. 

– Änderung der §§ 11 und 12 UStatG zur Anpassung an die Klassifikation nach CEPA 
2000 sowie redaktionelle Klarstellungen. 
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Änderung des Hochbaustatistikgesetzes 

Ergänzung der Hilfsmerkmale in § 4 HBauStatG um 

– die Anschrift zur eindeutigen räumlichen Zuordnung von Baugrundstücken,  

– freiwillige Angaben der für Rückfragen zur Verfügung stehenden Personen. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Umweltstatistikgesetz 

Für die Weiterführung der bisherigen Erhebung nach § 9 Absatz 4 UStatG wäre eine 
Neuprogrammierung der Erhebungs- und Aufbereitungsprogramme zur Durchführung der 
Statistik bei den Statistischen Ämtern des Bundes und der Länder zwingend notwendig. 
Die bestehenden Programme sind veraltet und für die gültigen Erhebungsmedien nicht 
nutzbar. Somit fielen auch bei einer Weiterführung der bestehenden Erhebung Umstel-
lungskosten an. Um Mehrausgaben einzusparen, wurde die Erhebung nach der bisheri-
gen Konzeption für das Berichtsjahr 2014 bereits ausgesetzt (Verordnung vom 26. März 
2015; BGBl. I, S. 364). 

Dem Bund entstehen nur einmalig anfallende Kosten für die Umstellung auf eine zentrale 
Erhebung durch das Statistische Bundesamt, die die Kosten einer Aktualisierung bei Bei-
behaltung der jetzigen Erhebung aber nicht übersteigt. Darüber hinaus entstehen keine 
zusätzlichen Vollzugskosten. Die vorgesehene jährliche Durchführung beansprucht nicht 
mehr als ein Fünftel des bisherigen Aufwandes des bisherigen fünfjährlichen Turnus. 

Bei den Statistischen Ämtern der Länder und den zuständigen kommunalen Ämtern wer-
den die Kosten für die Durchführung der Erhebung sowie die für die bestehende Erhe-
bung anfallenden Kosten einer Neuprogrammierung vollständig eingespart, da die neu 
konzipierte Erhebung zentral durch das Statistische Bundesamt durchgeführt wird und 
somit der Arbeits- und Organisationsaufwand in den Ländern entfällt. 

Die vorliegenden Anpassungen der Erhebungen §§ 11 und 12 UStatG (neu) an die CEPA 
2000 (inkl. Sicherung der nationalen Interessen im Bereich Klimaschutz) sind kostenneut-
ral. Dies betrifft sowohl den Umfang, wie auch die Durchführung der Erhebung: Sowohl 
die gemäß UStatG 2005 zu erhebenden Merkmale, als auch die Begrenzung der Be-
richtspflichtigen auf maximal 10 000 Unternehmen und Betriebe bleiben unverändert. Der 
bestehende Fragebogen wird inhaltlich an die international geltende CEPA 2000 ange-
passt. Die im Gesetzentwurf zu § 12 angestrebte Einbeziehung der Einheiten der Um-
weltwirtschaft über ihr Produktportfolio anstatt über die Wirtschaftszweigklassifikation, 
bedingt weder im Bund noch in den Ländern einen Mehraufwand. Die Recherchearbeiten 
zur Berichtskreisfindung sind gleich gelagert zur Erhebungskonzeption 2005. Die gesetzli-
che Regelung, Einheiten jetzt über ihr Produktportfolio in den Berichtskreis der Umwelt-
schutzwirtschaft einzubeziehen, erleichtert zudem die künftige Erhebungsdurchführung. 
Der Bearbeitungsaufwand dieser Erhebung in Bund und Ländern bleibt gleich, es entste-
hen durch die Ausführung des Gesetzes keine Mehrkosten. 

Hochbaustatistikgesetz 

Die Aufnahme der Anschrift des Grundstücks als Hilfsmerkmal generiert keinen messba-
ren Mehraufwand. 
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Durch die Änderung des HBauStatG reduzieren sich durch die Angabe der für Rückfragen 
zur Verfügung stehenden Personen sowie deren Kontaktdaten (z.B. Telefonnummer 
und/oder E-Mail-Adresse) die Kosten bislang postalisch durchzuführender Rückfragen bei 
den Statistischen Ämtern der Länder.  

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für Bürgerinnen und Bürger entsteht kein Erfüllungsaufwand. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Im Zuge der Neukonzeption von § 9 Absatz 4 UStatG entfallen auf die derzeit 51 in 
Deutschland anerkannten Sachverständigenorganisationen zur Prüfung von Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen rund 1,2 Millionen Euro an einmaligem Umstel-
lungsaufwand. Der jährliche Erfüllungsaufwand, der gleichzeitig Bürokratiekosten aus 
Informationspflichten darstellt, wird innerhalb des Regelungsaufwandes kompensiert. 

Darüber hinaus entsteht der Wirtschaft durch dieses Gesetz kein Erfüllungsaufwand. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Im UStatG reduziert sich der jährliche Erfüllungsaufwand auf Landes- bzw. kommunaler 
Ebene durch den Wegfall der Berichtspflicht für die unteren Wasserbehörden um ca. 
40.000 Euro. Die Statistischen Ämter der Länder werden um jährlichen Erfüllungsaufwand 
in Höhe von rund 28.000 Euro entlastet. Der jährliche Erfüllungsaufwand für das Statisti-
sche Bundesamt ändert sich hingegen um +52.800 Euro auf 66.000 Euro pro Jahr. Die 
aufgrund von Neuprogrammierungen im Statistischen Bundesamt anfallenden einmaligen 
Umstellungskosten werden im Bagatellbereich erwartet. 

Die Änderung des HBauStatG führt durch die Aufnahme der Anschrift und die Angabe der 
für Rückfragen zur Verfügung stehenden Personen zu einem geringfügig erhöhten Erfül-
lungsaufwand in Höhe von etwa 20.000 Euro bei den berichtspflichtigen Bauaufsichtsbe-
hörden. Demgegenüber stehen eine deutliche Reduzierung des Rechercheaufwands bei 
den Statistischen Ämtern der Länder sowie die Vermeidung von postalischen Rückfragen 
bei den Bauaufsichtsbehörden, die die Verwaltung zusammen um etwa 58.000 Euro ent-
lasten.  

F. Weitere Kosten 

Durch dieses Gesetz entstehen keine weiteren Kosten. Auswirkungen auf Einzelpreise 
und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwar-
ten. 
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Gesetzentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Umweltstatistikgesetzes 
und des Hochbaustatistikgesetzes 

Vom ... 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Inhaltsübersicht 

Artikel 1 Änderung des Umweltstatistikgesetzes 

Artikel 2 Änderung des Hochbaustatistikgesetzes 

Artikel 3 Inkrafttreten 

Artikel 1 

Änderung des Umweltstatistikgesetzes 

Das Umweltstatistikgesetz (UStatG) vom 16. August 2005 (BGBI. I S. 2446), das zu-
letzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 28. Juli 2015 (BGBl. I S. 1400) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Absatz 1 Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

„6. der Unfälle beim Umgang mit und bei der Beförderung von wassergefährdenden 
Stoffen sowie der prüfpflichtigen Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen (§ 9),“. 

2. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Erhebung der Unfälle beim Umgang mit und bei der Beförderung von was-
sergefährdenden Stoffen sowie der prüfpflichtigen Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen“. 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Die Erhebung erfasst jährlich für alle prüfpflichtigen und vollständig ge-
prüften Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, beginnend mit 
dem Berichtsjahr 2017, die Erhebungsmerkmale 

1. Standort, einschließlich Standortgegebenheiten, 

2. Jahr der Inbetriebnahme oder Baujahr,  

3. Art, Verwendungszweck und Bauart , 

4. maßgebendes Volumen bei flüssigen, maßgebende Masse bei festen und 
gasförmigen wassergefährdenden Stoffen, 
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5. Gefährdungsstufe , 

6. wassergefährdende Stoffe, zusammengefasst zu Kategorien und nach Was-
sergefährdungsklasse, 

7. Jahr der Prüfung, 

8. Nummer des Prüfberichts, 

9. Art und Ergebnis der Prüfung, 

10. Art der festgestellten Mängel. 

Die Angaben sind dem Statistischen Bundesamt von den durch die zuständigen 
Behörden anerkannten Sachverständigenorganisationen bis zum 31. März des 
dem Berichtsjahr folgenden Jahres zu übermitteln. Entfällt die Berichtspflicht der 
Sachverständigenorganisation während des Berichtsjahres, sind die Angaben 
nach Satz 1 dem Statistischen Bundesamt für die Anlagen, die bis zu diesem 
Zeitpunkt vollständig geprüft wurden, innerhalb von zehn Wochen nach dem 
Wegfall der Berichtspflicht zu übermitteln.“ 

c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Zuständige Behörde für die Erhebung und Aufbereitung der Angaben 
nach Absatz 4 ist das Statistische Bundesamt.“ 

3. § 11 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. jährlich, beginnend mit dem Berichtsjahr 2016, bei höchstens 10.000 Er-
hebungseinheiten die Erhebungsmerkmale Investitionen in Sachanla-
gen sowie Wert der erstmalig gemieteten oder gepachteten Sachanla-
gen, die ausschließlich oder überwiegend dem Schutz der Umwelt die-
nen, nach Art der Investition und Sachanlage,“. 

bb) In Nummer 2 wird die Zahl „2010“ durch die Zahl „2016“ ersetzt. 

b) Die Sätze 2 und 3 werden durch die folgenden Sätze 2 bis 4 ersetzt: 

„Die Erhebungsmerkmale werden nach den Umweltbereichen nach Anhang IV 
der Verordnung (EU) Nr. 691/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 6. Juli 2011 über europäische umweltökonomische Gesamtrechnungen 
(ABl. L 192 vom 22.7.2011, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung erhoben. Die 
Erhebungsmerkmale nach Satz 1 Nummer 1 werden im Bereich Klimaschutz 
darüber hinaus getrennt nach Maßnahmen in den Bereichen Treibhausgas-
Emissionen, erneuerbare Energien und Energieeffizienz erfasst. Die Erhebung 
nach Satz 1 Nummer 2 wird vom Statistischen Bundesamt durchgeführt.“ 

4. § 12 wird wie folgt gefasst: 
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„§ 12 

Erhebung der Güter und Leistungen für den Umweltschutz 

(1) Die Erhebung erfasst bei höchstens 15.000 Betrieben und Einrichtungen, die 
dem Umweltschutz dienende Güter und Leistungen gemäß dem jeweils geltenden 
nationalen Verzeichnis der Umweltschutzgüter und -leistungen produzieren und er-
bringen, jährlich, beginnend mit dem Berichtsjahr 2016, für diese Güter und Leistun-
gen die Erhebungsmerkmale 

1. Art der Güter und Leistungen sowie die damit erzielten Umsätze nach Umweltbe-
reichen sowie nach inländischen und ausländischen Abnehmern, 

2. in den Erhebungseinheiten in der Produktion und für die Erbringung dieser Güter 
und Leistungen eingesetzte Arbeitskraft nach Vollzeitäquivalenten. 

Maßgebend für die Erhebung nach Satz 1 Nummer 1 sind die Umweltbereiche nach 
Anhang IV der Verordnung (EU) Nr. 691/2011 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 6. Juli 2011 über europäische umweltökonomische Gesamtrechnungen 
(ABl. L 192 vom 22.7.2011, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung. Im Bereich Klima-
schutz werden diese Merkmale zusätzlich getrennt nach Maßnahmen in den Berei-
chen Treibhausgasemissionen, erneuerbare Energien und Energieeffizienz erfasst. 

(2) Ausgenommen von der Erhebung nach Absatz 1 sind Betriebe und Einrich-
tungen,  

1. die ausschließlich Entsorgungsdienstleistungen im Bereich Abfall- und Abwas-
sermanagement sowie in der Behandlung von Boden, Grund- und Oberflächen-
wasser erbringen, 

2. die dem Bereich Land- und Forstwirtschaft, Fischerei angehören,  

3. die dem Produzierenden Gewerbe angehören mit weniger als 20 tätigen Perso-
nen, 

4. die ausschließlich Dienstleistungen erbringen und damit weniger als 1 Million Eu-
ro Gesamtumsatz im Jahr erzielen.“ 

5. § 14 Absatz 2 Nummer 6 Buchstabe c wird wie folgt gefasst: 

„c) im Falle des Absatzes 4 die vertretungsberechtigten natürlichen Personen der 
anerkannten Sachverständigenorganisationen zur Prüfung von Anlagen zum Umgang 
mit wassergefährdenden Stoffen“. 

6. In § 15 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Die für die Anerkennung von Sachverständigenorganisationen zur Prüfung 
von Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen zuständigen Behörden 
übermitteln dem Statistischen Bundesamt auf Anforderung die für die Erhebung nach 
§ 9 Absatz 4 erforderlichen Namen und Anschriften der anerkannten Sachverständi-
genorganisationen.“ 

7. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Die Angaben zu Investitionen in Unternehmen nach § 3 Buchstabe A Zif-
fer II, § 6 Buchstabe B Ziffer I und § 6a Buchstabe B Ziffer I des Gesetzes über 
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die Statistik im Produzierenden Gewerbe dürfen, zusammen mit den Hilfsmerk-
malen nach § 7 Absatz 2 Nummer 1 des Gesetzes über die Statistik im Produzie-
renden Gewerbe, für den Abgleich des Kreises der zu Befragenden und für die 
Plausibilisierung der erhobenen Daten über Investitionen für den Umweltschutz 
nach § 11 dieses Gesetzes verwendet werden.“ 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und wie folgt gefasst: 

„(4) Die Angaben zu tätigen Personen und Umsatz nach § 2 Buchstabe A Zif-
fer I und B Ziffer II, § 4 Buchstabe A bis C Ziffer I und § 5 Ziffer I des Gesetzes 
über die Statistik im Produzierenden Gewerbe, dürfen, zusammen mit den Hilfs-
merkmalen nach § 7 Absatz. 2 Nummer 1 des Gesetzes über die Statistik im 
Produzierenden Gewerbe für die Auswahl von zu Befragenden und für die Plau-
sibilisierung der erhobenen Daten über Güter- und Leistungen für den Umwelt-
schutz nach § 12 dieses Gesetzes verwendet werden.“ 

c) Die bisherigen Absätze 4 und 5 werden die Absätze 5 und 6.  

Artikel 2 

Änderung des Hochbaustatistikgesetzes 

Das Hochbaustatistikgesetz vom 5. Mai 1998 (BGBl. I S. 869), das zuletzt durch Arti-
kel 5a des Gesetzes vom 12. April 2011 (BGBl. I S. 619) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. Anschrift des Baugrundstücks;“. 

b) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 eingefügt: 

„4. Name und Kontaktdaten der Personen, die für Rückfragen zur Verfügung ste-
hen,“. 

c) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5. 

2. Dem § 6 Absatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Die Angaben zu § 4 Nummer 4 sind freiwillig.“ 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

1. Anpassung des Umweltstatistikgesetzes 

Das Hauptziel der Änderungen von § 9 Absatz 4, § 14 Absatz 2 Nummer 6 Buchstabe c 
und § 15 Absatz 4 UStatG liegt darin, umfangreiche Informationen über das Gefähr-
dungspotenzial der Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen für die Um-
welt, insbesondere für das Grundwasser und die Oberflächengewässer zu gewinnen. Die 
Ergebnisse der Erhebung liefern Daten über die Situation in den Anlagen, für die zurzeit in 
den jeweiligen Länderverordnungen und in Zukunft in der bundesweit einheitlichen Ver-
ordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen Regelungen getrof-
fen werden.  

Der Gewässerschutz hat bei den Investitionen für den Umweltschutz im produzierenden 
Gewerbe die größte Bedeutung. Im Jahr 2011 wurden dort insgesamt 2,8 Mrd. Euro für 
den Schutz von Gewässern ausgegeben. Das entspricht 40% aller Investitionen für den 
Umweltschutz in diesem Wirtschaftsbereich. Über die statistische Erfassung der prüf-
pflichtigen Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen können die Wirksam-
keit der Maßnahmen, die für vorbeugenden Gewässerschutz betrieben werden, dokumen-
tiert werden.  

Gleichzeitig sollen statistische Berichtspflichten reduziert und die von den Sachverständi-
genorganisationen bereits jetzt an die jeweiligen Anerkennungsbehörden zu meldenden 
anlagenbezogenen, stoffbezogenen und prüfergebnisbezogenen Angaben effektiv genutzt 
werden. Mit der Gesetzesänderung wird die Übermittlung von Angaben aus den Prüfbe-
richten der Sachverständigenorganisationen u.a. zu den Anlagenarten, den festgestellten 
Mängeln und den Prüfanlässen geregelt. Die Nutzung der elektronischen Meldewege zur 
Übermittlung der bei den Sachverständigenorganisationen vorliegenden Daten entspricht 
einer effektiven Datennutzung gemäß § 11a Bundestatistikgesetz. Es ist zu erwarten, 
dass diese neukonzipierte Erhebung zu umfassenderen und aussagekräftigeren Ergeb-
nissen als die bisherige Erhebung nach § 9 Absatz 4 UStatG führen wird. Da die Prüfun-
gen der Anlagen von bestellten Sachverständigen durchgeführt werden, ist davon auszu-
gehen, dass diese Daten zuverlässig sind. 

Die Änderungen der §§ 11 und 12 UStatG dienen der Anpassung an die Klassifikation der 
Umweltschutzaktivitäten und -ausgaben (CEPA 2000). Danach werden europaweit Tätig-
keiten, Erzeugnisse, Ausgaben und andere Transaktionen klassifiziert, deren Hauptzweck 
der Umweltschutz ist. Auf diese Klassifizierung wird auch in der strukturellen Unterneh-
mensstatistik nach der Verordnung (EG) Nr. 295/2008 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 11. März 2008 sowie der umweltökonomischen Gesamtrechnung nach 
Verordnung (EU) Nr. 691/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Juli 
2011 Bezug genommen.  

Der neue § 16 Absatz 3 UStatG stellt klar, dass analog zum alten Absatz 3 (jetzt Ab-
satz 4) die Angaben zu Investitionen für den Umweltschutz, die im Rahmen der Statistik 
im produzierenden Gewerbe erhoben werden, auch zur Ermittlung der nach § 11 Aus-
kunftspflichtigen und für die Plausibilisierung der Daten verwendet werden dürfen. 
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2. Anpassung des Hochbaustatistikgesetzes 

Wesentliches Ziel der Änderung des § 4 HBauStatG ist es, bei der Erfassung von Merk-
malen, insbesondere der Merkmale zur Erfüllung des EEWärmeG, den Aufwand für Rück-
fragen bei den berichtspflichtigen Stellen bzw. Personen zu reduzieren. Darüber hinaus 
soll eine redaktionelle Klarstellung der Hilfsmerkmale sicherstellen, dass zukünftig auch 
die Anschrift von Baugrundstücken erhoben wird, damit diese räumlich eindeutig zuge-
ordnet werden können. 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

1. Anpassung des Umweltstatistikgesetzes 

Die amtliche Erhebung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen in 
der geltenden Fassung des § 9 Absatz 4 UStatG liefert nur alle fünf Jahre Ergebnisse zur 
Anzahl dieser Anlagen und zwar nur für die Anlagen, die einer wiederkehrenden Prüf-
pflicht unterliegen. Beispielsweise wird die Anzahl neu genehmigter Anlagen, für die nur 
eine Prüfung vor Inbetriebnahme angeordnet ist, in dieser Statistik nicht nachgewiesen. 
Auch über die Zahl der stillgelegten Anlagen liefert diese Erhebung ebenso wenige Daten 
wie über eventuelle Mängel der Anlagen, die bei den Prüfungen durch die Sachverständi-
genorganisationen festgestellt werden.  

Die Sachverständigenorganisationen liefern seit 1999 jährlich zusammengefasste Ergeb-
nisse ihrer Prüftätigkeiten an die zuständigen Anerkennungsbehörden der Länder. Diese 
Meldungen werden im Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie (LFULG) 
Sachsen für das gesamte Bundesgebiet zusammengefasst. Diese Zusammenfassung der 
Meldungen beim Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie erfolgt auf freiwilli-
ger Basis. Durch die Aufnahme der Daten der Prüfberichte in eine Bundesstatistik erhält 
die Zurverfügungstellung dieser Informationen eine rechtliche Basis, die eine langfristige 
Perspektive der Informationsbereitstellung sicherstellt.  

Durch die Umstellung auf eine jährliche Erhebung der Daten lassen sich Veränderungen 
im Bestand sowie Entwicklungen bei den festgestellten Mängeln aktuell verfolgen. Die 
Summierung der Anlagenzahl über die Prüfzeiträume der jeweiligen Anlagenart ermög-
licht jährliche Angaben zum Gesamtbestand an Anlagen, die einer Prüfpflicht unterliegen, 
sowie zum zukünftig anfallenden Prüfaufwand. Zudem sollen diese Ergebnisse für die 
Evaluierung der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
genutzt werden (siehe Bundesrats-Drucksache 77/14). So soll die neue Statistik auch 
Angaben über Anlagen liefern, die durch die Verordnung über Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen neu prüfpflichtig werden.  

Die Prüfung von Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen durch Sachver-
ständige ist eine der wichtigsten Maßnahmen, um dem Vorsorgeprinzip gerecht zu wer-
den. Mit der Umsetzung des Gesetzentwurfs liegen künftig weitreichende Informationen 
vor, um Schäden und Beeinträchtigungen der Wasserressourcen durch Einträge von 
wassergefährdenden Stoffen aus entsprechenden Anlagen zu minimieren. Darüber hin-
aus lassen sich Aussagen über die Qualität sowie über die Schwere von evtl. vorliegen-
den Mängeln einzelner Anlagearten treffen. 

Im Bereich der Umweltschutzaktivitäten und -ausgaben werden Tätigkeiten, Erzeugnisse, 
Ausgaben und andere Transaktionen europaeinheitlich durch die CEPA 2000 klassifiziert. 
Auf diese Klassifizierung wird auch in der strukturellen Unternehmensstatistik nach der 
Verordnung (EG) Nr. 295/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. 
März 2008 sowie der umweltökonomischen Gesamtrechnung nach der Verordnung (EU) 
Nr. 691/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Juli 2011 Bezug ge-
nommen. 
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Um verlässliche und mit internationalen Anforderungen konsistente statistische Daten zu 
erhalten, sind die Formulierungen in §§ 11 und 12 UStatG an die EU-weiten Klassifizie-
rungen anzupassen. Nur so sind Umweltstatistiken auf europäischer Ebene zu erhalten, 
auf deren Basis Entscheidungen über Politiken und Maßnahmen gefällt werden können.  

2. Anpassung des Hochbaustatistikgesetzes 

Das in § 4 HBauStatG aufgeführte Hilfsmerkmal „Straße und Hausnummer des Bau-
grundstücks“ schließt nicht die Postleitzahl ein, die jedoch ein wichtiges Kriterium zur ein-
deutigen lokalen Zuordnung eines Baugrundstücks ist. Insbesondere in zusammenge-
schlossenen Gemeinden sowie in Großstädten sind Straßennamen oft mehrfach verge-
ben bzw. gehören Straßen mitunter zu unterschiedlichen Gemeindeteilen. In der Erhe-
bungspraxis wird das Merkmal „Gemeindeteil“ zwar erfragt, jedoch oft nichtangegeben, 
wenn Berichtspflichtige über nur mangelhafte Ortskenntnisse verfügen. Die sachlich kor-
rekte Zuordnung einer Straße zum Gemeindeteil ist dann nicht mehr unmittelbar bzw. nur 
mit erhöhtem Rechercheaufwand durch die Statistischen Ämter der Länder möglich und 
führt mitunter zu Qualitätseinbußen der Statistik. Darüber hinaus ermöglicht die Anschrift, 
die die Postleitzahl beinhaltet, im Falle doppelter Gemeindenamen die eindeutige Zuord-
nung zu einem Kreis. 

Durch die Änderung des § 4 Nummer 2 HBauStatG mit Aufnahme der Anschrift des Bau-
grundstücks als Hilfsmerkmal wird dieser Mangel beseitigt. 

Das HBauStatG wurde zuletzt durch Artikel 5a des Gesetzes zur Umsetzung der Richtli-
nie 2009/28/EG zur Förderung und Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen ge-
ändert. In Folge dessen sind bei Neubauten komplexe Merkmale zur Nutzung von Energie 
im Wärmebereich zu erheben, welche nicht Bestandteil der Bauvorlagen sind und daher 
auch nicht durch die Baubehörden gegeben werden können. Diese Merkmale lösen bei 
den mit der Erhebung beauftragten Statistischen Ämtern der Länder hohen Aufwand für 
Rückfragen bei den Auskunftspflichtigen aus, weil die in § 4 HBauStatG aufgeführten 
Hilfsmerkmale „Name und Anschrift des Bauherrn“ bzw. „des Eigentümers“ nur postali-
sche Rückfragen bei den berichtspflichtigen Personen erlauben. Weder Telefonnummer 
noch E-Mail dürfen derzeit erhoben werden. Die von den Statistischen Ämtern der Länder 
schriftlich zu kontaktierenden Berichtspflichtigen müssen zudem oftmals zu den Bauvorla-
geberechtigten (je nach Landesbauordnung Architekten/-innen, Entwurfs- oder Planver-
fasser bzw. -verfasserin genannt) Kontakt aufnehmen, um schwierige Rückfragen beant-
worten zu können.  

Durch die Einfügung einer neuen Nummer 4 in § 4 HBauStatG wird die Frage nach „Na-
me und Kontaktdaten der Personen, die für Rückfragen zur Verfügung stehen“ ermöglicht. 
Diese Formulierung reduziert den Aufwand für Rückfragen bei den Statistischen Ämtern 
der Länder durch die Nutzung von E-Mail und/oder Telefon erheblich. Ebenso werden 
diejenigen Berichtspflichtigen entlastet, die für Rückfragen eine dritte zur Verfügung ste-
hende Person angeben (z.B. Architekten/-innen) und somit überflüssige Rückfragen durch 
die Statistischen Ämter der Länder vermeiden. Diese Angaben sind nach § 6 Absatz 1 
Satz 2 freiwillig. 

Da die meisten Gesetzesänderungen im Bereich der Bundesstatistik mehrere Jahre zu-
rückliegen, entspricht die Nutzung des Oberbegriffs „Kontaktdaten“ noch nicht der übli-
chen Terminologie anderer Statistikgesetze. Dies soll sich künftig ändern, um dem konti-
nuierlichen Wandel des Kommunikationsverhaltens Rechnung zu tragen und erneute Ge-
setzesanpassungen zu vermeiden.  

III. Alternativen 

Keine. 



 - 11 -   

 

IV. Gesetzgebungskompetenz 

Die ausschließliche Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt aus Artikel 73 Absatz 1 
Nummer 11 des Grundgesetzes (Statistik für Bundeszwecke). 

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Ver-
trägen vereinbar. 

VI. Gesetzesfolgen 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Die Vereinfachung und Reduzierung von Berichtspflichten in der amtlichen Statistik führt 
zu einer Rechts- und Verwaltungsvereinfachung. 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Der Gesetzentwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur 
nachhaltigen Entwicklung im Sinne der Nachhaltigkeitsstrategie. Der präventive Schutz 
von Grund-, Oberflächen- oder Küstengewässern vor schädlichen Einflüssen, wie zum 
Beispiel wassergefährdenden Stoffeinträgen, ist einer der zentralen Grundsätze für eine 
nachhaltige Wasserpolitik. Die statistische Erfassung von Angaben über prüfpflichtige 
Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen liefert hierzu wesentliche Basisin-
formationen. 

Andere Nachhaltigkeitsaspekte werden durch das Gesetz nicht berührt. 

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Im Zuge der Änderung des UStatG entstehen dem Bund, abgesehen von einmalig anfal-
lenden Umstellungskosten auf eine zentrale Erhebung durch das Statistische Bundesamt, 
keine zusätzlichen Vollzugskosten. Die vorgesehene jährliche Durchführung beansprucht 
nicht mehr als ein Fünftel des bisherigen Aufwands bei dem bisherigen fünfjährlichen Tur-
nus. Für die Weiterführung der bisherigen Erhebung nach § 9 Absatz 4 UStatG wäre eine 
Neuprogrammierung der Erhebungs- und Aufbereitungsprogramme zur Durchführung der 
Statistik bei den Statistischen Ämtern des Bundes und der Länder zwingend notwendig. 
Die bestehenden Programme sind veraltet und für die gültigen Erhebungsmedien nicht 
nutzbar. Somit fielen auch bei einer Weiterführung der bestehenden Erhebung Umstel-
lungskosten an. Um Mehrausgaben einzusparen, wurde die Erhebung nach der bisheri-
gen Konzeption für das Berichtsjahr 2014 bereits ausgesetzt (Verordnung vom 26. März 
2015; BGBl. I, S. 364). 

Bei den Statistischen Ämtern der Länder werden die Kosten für die Durchführung der Er-
hebung sowie die für die bestehende Erhebung anfallenden Kosten einer Neuprogram-
mierung vollständig eingespart, da die neu konzipierte Erhebung zentral durch das Statis-
tische Bundesamt durch-geführt wird und somit der Arbeits- und Organisationsaufwand in 
den Ländern entfällt. 

Weiterer Erfüllungsaufwand durch die Änderungen der §§ 11 und 12 entsteht nicht. 

Im Zuge der Änderung des HBauStatG reduzieren sich durch die Angabe der für Rückfra-
gen zur Verfügung stehenden Personen sowie deren Kontaktdaten (z.B. Telefonnummer 
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und/oder E-Mail-Adresse) die Kosten bislang postalisch durchzuführender Rückfragen bei 
den Statistischen Ämtern der Länder.  

4. Erfüllungsaufwand 

1. Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Den Bürgerinnen und Bürgern entsteht durch dieses Gesetz kein zusätzlicher Erfüllungs-
aufwand. 

2. Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Im Zuge der Neukonzeption von § 9 Absatz 4 UStatG werden die derzeit 51 in Deutsch-
land anerkannten Sachverständigenorganisationen zur Prüfung von Anlagen zum Um-
gang mit wassergefährdenden Stoffen künftig zur Bundesstatistik berichtspflichtig. Dort 
fallen, je nach Wahl der Art der elektronischen Datenübermittlung, einmalige Kosten für 
die Programmierung von insgesamt 1,2 Millionen Euro an. Diese Einschätzung ergab eine 
Abfrage bei neun Sachverständigenorganisationen. Die Kosten entstehen für die Erstel-
lung eines entsprechenden EDV-Programms bzw. für die Implementierung einer Schnitt-
stelle in die betriebliche Software. Regelmäßige geringe Kosten entstehen durch die bei 
der Mehrzahl der Sachverständigenorganisationen automatische Übertragung des Da-
tenmaterials an das Statistische Bundesamt Unter der Annahme, dass für die Daten-
übermittlung pro Sachverständigenorganisationen als Obergrenze ein halber Arbeitstag 
(4 Stunden) Zeitaufwand anfällt, beträgt der daraus jährlich entstehende Erfüllungsauf-
wand – auf Basis des durchschnittlichen Standardtarifs über alle Wirtschaftszweige in 
Höhe von 33,20 Euro pro Stunde – rund 6.773 Euro (4 x 33,20 Euro x 51 Fälle). Alle zu 
übermittelnden Informationen liegen den Sachverständigenorganisationen auf Grund ihrer 
Prüftätigkeit vor, eine gesonderte Ermittlung ist nicht notwendig. 

Die Sachverständigenorganisationen erstellen seit 1999 einen Jahresbericht über ihre 
Tätigkeiten, der auch statistische Angaben über die durchgeführten Prüfungen enthält. 
Diese statistischen Angaben können zukünftig vom Statistischen Bundesamt zusammen-
gestellt werden. Damit entfällt der entsprechende Aufwand in den einzelnen Sachverstän-
digenorganisationen, bei denen dafür mindestens ein halber Arbeitstag (d.h. 4 Stunden) 
zu veranschlagen ist. Die Höhe der daraus resultierenden jährlichen Entlastung entspricht 
der Belastung der vorangegangenen Vorgabe (4 x 33,20 Euro x 51 Fälle = 6.733 Euro).  

Darüber hinaus entsteht der Wirtschaft durch dieses Gesetz kein Erfüllungsaufwand. 

3. Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Im UStatG reduziert sich der jährliche Erfüllungsaufwand auf Landes- bzw. kommunaler 
Ebene durch den Wegfall der Berichtspflicht für die unteren Wasserbehörden um ca. 
40.000 Euro. Die Statistischen Ämter der Länder werden um jährlichen Erfüllungsaufwand 
in Höhe von rund 28.000 Euro entlastet. Der jährliche Erfüllungsaufwand für das Statisti-
sche Bundesamt ändert sich hingegen um +52.800 Euro auf 66.000 Euro pro Jahr. Durch 
die Anwendung standardisierter elektronischer Auswertungsprozesse entsteht für die Er-
stellung der statistischen Angaben für die Jahresberichte der einzelnen Sachverständi-
genorganisationen kein quantifizierbarer Mehraufwand. Die aufgrund von Neuprogram-
mierungen im Statistischen Bundesamt anfallenden einmaligen Umstellungskosten wer-
den im Bagatellbereich erwartet. 

Die Änderung des HBauStatG führt durch die Aufnahme der Anschrift und die Angabe der 
für Rückfragen zur Verfügung stehenden Personen zu einem geringfügig erhöhten Erfül-
lungsaufwand in Höhe von etwa 20.000 Euro bei den berichtspflichtigen Bauaufsichtsbe-
hörden. Demgegenüber stehen eine deutliche Reduzierung des Rechercheaufwands bei 
den Statistischen Ämtern der Länder sowie die Vermeidung von postalischen Rückfragen 
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bei den Bauaufsichtsbehörden, die die Verwaltung zusammen um etwa 58.000 Euro ent-
lasten. 

5. Weitere Kosten 

Durch dieses Gesetz entstehen keine weiteren Kosten. Auswirkungen auf Einzelpreise 
und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwar-
ten. 

6. Weitere Gesetzesfolgen 

Der Gesetzentwurf enthält keine gleichstellungsrelevanten Bestimmungen. Es sind keine 
gleichstellungspolitischen Auswirkungen zu erwarten, da Frauen und Männer weder un-
mittelbar noch mittelbar unterschiedlich von dem Gesetzentwurf betroffen sind. Die Rege-
lungen sind entsprechend § 1 Absatz 2 Satz 1 Bundesgleichstellungsgesetz geschlech-
tergerecht formuliert. 

VII. Befristung; Evaluation 

Eine Befristung kommt nicht in Betracht, da die regelmäßigere statistische Erfassung von 
Angaben über prüfpflichtige Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen we-
sentlich zur Erfüllung des Vorsorgeprinzips beiträgt. Darüber hinaus fördern die getroffe-
nen Maßnahmen das Ziel, Statistikpflichten und damit Bürokratie-Belastungen durch die 
stärkere Nutzung vorhandener Verwaltungsdaten zu reduzieren. Auch die Statistischen 
Ämter der Länder werden durch die Nutzung elektronischer Kommunikationswege dauer-
haft bei der Datenaufbereitung entlastet. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Umweltstatistikgesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 2 Absatz 1 Nummer 6) 

Der neue § 2 Absatz 1 Nummer 6 enthält eine notwendige Anpassung der Bezeichnung 
der Erhebung. 

Zu Nummer 2 (§ 9) 

Die Überschrift des § 9 wird klarstellend neu gefasst. 

Der neue § 9 Absatz 4 benennt die Periodizität, das erste Berichtsjahr, die erforderlichen 
Merkmale für die Erhebung sowie die Termine für die Übermittlung der Daten. Das Statis-
tische Bundesamt stellt verschiedene technische Mittel zur elektronischen Übermittlung 
zur Verfügung. Auskunftspflichtige können bei Bedarf mit dem Statistischen Bundesamt 
unterjährige Teillieferungen der Daten vereinbaren. Damit können individuelle Arbeitsab-
läufe und Voraussetzungen bei den auskunftspflichtigen Stellen berücksichtigt werden. 
Die für diese Statistik erhobenen Einzelangaben dienen ausschließlich den durch dieses 
Gesetz festgelegten Zwecken. Die Geheimhaltung der dem Statistischen Bundesamt 
übermittelten Einzelangaben ist durch die rechtlichen Regelungen, insbesondere im Bun-
desstatistikgesetz, sichergestellt. 
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Zu den Erhebungsmerkmalen nach Satz 1 im Einzelnen: 

Die Angabe des Standortes der Anlage (Nummer 1) mittels postalischer Anschrift wird 
benötigt, um die Anlage regional zuordnen zu können. Die Übersetzung der Anschrift in 
Geokoordinaten ermöglicht die präzise Zuordnung der Anlage nicht nur nach Verwal-
tungsgliederungen (Kreise, Länder), sondern auch die eindeutige Zuordnung nach Fluss-
gebietseinheiten und deren Untergliederungen, wie sie in der Richtlinie 2000/60/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines 
Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik (ABl. 
L 327 vom 22.12.2000, S. 1), die zuletzt durch die Richtlinie 2013/39/EU (ABl. L 226 vom 
24.8.2013, S. 1) geändert worden ist (Wasserrahmenrichtlinie), als hydrogeologisches 
Zuordnungssystem gefordert wird. Die regionale Darstellung der Ergebnisse der Erhe-
bung wird durch die künftige zentral durch das Statistische Bundesamt durchgeführte Er-
hebung nicht eingeschränkt. Die Ergebnisse werden weiterhin auf Länderebene und nach 
Bedarf in tieferer regionaler Gliederung, auch nach Flussgebietseinheiten, zur Verfügung 
gestellt.  

Die Standortgegebenheiten geben Auskunft zur Lage der Anlage in einem Wasserschutz- 
oder Heilquellenschutzgebiet oder in einem Überschwemmungsgebiet. Je nach Standort-
gegebenheit unterliegen die Anlagen unterschiedlichen Vorschriften über die zeitlichen 
Prüfintervalle. 

Die Angabe des Jahres der Inbetriebnahme (Nummer 2), auch nach einer wesentlichen 
Änderung, ermöglicht die Bestimmung des Alters der Anlage. Bei einer Erstprüfung nach 
einer wesentlichen Änderung ist das Jahr der Inbetriebnahme nach der wesentlichen Än-
derung anzugeben. Ist das Jahr der Inbetriebnahme nicht mehr zu ermitteln, kann alterna-
tiv das Baujahr angegeben werden, gegebenenfalls basierend auf einer sorgfältigen 
Schätzung. 

Die Angaben zu Art, Verwendungszweck und Bauart der Anlagen (Nummer 3), zum maß-
gebendem Volumen oder Fassungsvermögen bzw. Masse (Nummer 4) sowie zur Gefähr-
dungsstufe (Nummer 5) gehören zur wasserrechtlichen Beschreibung der Anlagen. Auch 
die Angabe der wassergefährdenden Stoffe, mit denen in der Anlage umgegangen wird 
und der Wassergefährdungsklasse (Nummer 6), gehören zur wasserrechtlichen Be-
schreibung der Anlage. Dabei sollen nicht die einzelnen Stoffe angegeben werden, son-
dern Kategorien, in denen die wassergefährdenden Stoffe zusammengefasst werden, wie 
z.B. Mineralöle oder sonstige Stoffe. Das Jahr der Prüfung (Nummer 7) ist bei zeitlich 
übergreifenden Datenmeldungen für die Zuordnung zu einem Berichtszeitraum notwen-
dig. 

Die Prüfberichtnummer (Nummer 8) wird zur eindeutigen Identifikation der Prüfung im 
Falle von Rückfragen durch das Statistische Bundesamt sowie zum Ausschluss von Dop-
pelmeldungen einzelner Datensätze benötigt. 

Angaben zum Anlass der Prüfung (Art der Prüfung, Nummer 9) liefern die Grundlage zur 
Differenzierung der Anlagen in Hinblick auf die Prüfpflichten und für die rechnerische Er-
mittlung des jährlichen Bestands der Anlagen, die einer Prüfpflicht unterliegen. 

Das Ergebnis der Prüfung (Nummer 9) und die Art der festgestellten Mängel (Nummer 10) 
geben in aggregierter Form Auskunft über den qualitativen Zustand der geprüften Anla-
gen. 

Zum Termin der Datenübermittlung nach Satz 2 und 3 im Einzelnen: 

Der vollständige Eingang der Datenmeldung im Statistischen Bundesamt ist bis zum 31. 
März des dem Berichtsjahr folgenden Jahres abzuschließen. Daneben sind auch unter-
jährige Meldungen von Teildatenmengen an das Statistische Bundesamt jederzeit mög-
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lich. Damit wird unterschiedlichen Arbeits- und Umsetzungsprozessen bei den auskunfts-
pflichtigen Sachverständigenorganisationen Rechnung getragen. Den Auskunftspflichti-
gen stehen damit nach Abschluss des Berichtsjahres für die Datenübermittlung drei Mo-
nate zur Verfügung. Durch ausschließlich elektronische Datenübermittlung ist dieser Zeit-
rahmen ausreichend. Erlischt die Berichtspflicht einer Sachverständigenorganisation un-
terjährig, stehen ihr ab dem Datum des Wegfalls der Berichtspflicht 10 Wochen für die 
abschließende Datenmeldung über sämtliche im laufenden Berichtsjahr vollständig 
durchgeführten Prüfungen zur Verfügung. Damit wird sichergestellt, dass die Datenliefe-
rung relativ zeitnah nach dem Wegfall der Berichtspflicht erfolgt. Der Zugriff auf die erfor-
derlichen Angaben und die Verarbeitung der Daten ist in diesem Zeitraum noch unprob-
lematisch, Ansprechpartner stehen zum Beispiel für die Klärung von Rückfragen weiterhin 
zur Verfügung. Zudem entspricht der Zeitraum von 10 Wochen in etwa der Dauer, die 
Auskunftspflichtigen nach Abschluss eines vollständigen Berichtsjahres für die Datenmel-
dung zur Verfügung stehen würde.  

Zu Nummer 3 (§ 11 Absatz 1) 

Die aktuell geltende Umweltbereichsgliederung nach § 11 Absatz 1 Satz 2 UStatG unter-
scheidet sich zwar nur geringfügig von dem Wortlaut der europaweit geltenden Klassifizie-
rung der Umweltschutzaktivitäten und -ausgaben (CEPA 2000), dennoch stimmen die 
Begrifflichkeiten teilweise inhaltlich nicht überein. Die internationalen Datenanforderungen 
basieren auf der strukturellen Unternehmensstatistik nach der Verordnung (EG) 
Nr. 295/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 2008 über die 
strukturelle Unternehmensstatistik (ABl. L 97 vom 9.4.2008, S. 13) sowie auf UGR-Ebene 
auf der Verordnung (EU) Nr. 691/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
6. Juli 2011 über europäische umweltökonomische Gesamtrechnungen (ABl. L vom 
22.7.2011, S. 1). Beide Verordnungen nehmen Bezug auf die Umweltbereichsgliederung 
nach der Klassifikation der Umweltschutzaktivitäten und -ausgaben (CEPA 2000). Für die 
Berichterstattung ist daher für die Erhebungen nach § 11 Absatz 1 UStatG eine Anpas-
sung an diese Klassifizierung sinnvoll und erforderlich. 

Die national bisher gefragten Inhalte zum Bereich Klimaschutz bleiben in der bisherigen 
Gliederung erhalten. Sie umfassen neben den Treibhausgas-Emissionen gemäß der 
Klassifikation der Umweltschutzaktivitäten und -ausgaben (CEPA 2000) noch die Investi-
tionen und Ausgaben in den Bereichen der erneuerbaren Energien und der Energieeffizi-
enz.  

In Deutschland sind eine Reihe von Rechtsvorschriften erlassen worden (z.B. Erneuerba-
re-Energien-Gesetz (EEG), Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz (EEWärmeG), Energie-
einsparverordnung (EnEV)), um die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die Steigerung 
der Energieeffizienz zu fördern. Die Darstellung der wertmäßigen Entwicklung von Investi-
tionen und Aufwendungen der Unternehmen für Maßnahmen zur Nutzung von erneuerba-
ren Energien und zur Effizienzsteigerung sind daher von hohem Nutzerinteresse. 

Zu Nummer 4 (§ 12 - Neufassung) 

Auf internationaler Ebene wurden Vorgaben zur Identifizierung und statistischen Erfas-
sung der Umweltschutzwirtschaft erarbeitet und in einem Handbuch zum „Environmental 
Goods and Service Sektor (EGSS)“ zusammengetragen. Darauf aufbauend wird mit der 
Verordnung (EU) Nr. 691/2011 ab dem Berichtsjahr 2014 eine internationale Berichts-
pflicht zum Environmental Goods and Service Sector (EGSS) zu erfüllen sein. Die Ergeb-
nisse sind zu gliedern gemäß der aktuell gültigen Statistischen Systematik der Wirt-
schaftszweige in der Europäischen Gemeinschaft (NACE) Rev. 2, der Klassifikation der 
Umweltschutzaktivitäten und -ausgaben (CEPA 2000) und der Klassifikation der Ressour-
cenmanagementaktivitäten (CReMA) in der jeweils geltenden Fassung. Daher war eine 
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Anpassung der Erhebung an die Klassifikation der Umweltschutzaktivitäten und -
ausgaben (CEPA 2000) auch in diesem Bereich erforderlich. 

Im Bereich Klimaschutz wird neben den Treibhausgas-Emissionen gemäß der Klassifika-
tion der Umweltschutzaktivitäten und -ausgaben (CEPA 2000) unterschieden nach Gütern 
und Leistungen in den Bereichen erneuerbare Energien sowie Energieeffizienz. 

Die Umweltschutzwirtschaft ist heterogen aufgebaut und kann nicht über typische Wirt-
schaftszweige abgebildet werden. Die Umweltschutzwirtschaft ist die „Branchenbezeich-
nung“ für diejenigen Betriebe, die Umweltschutzgüter und -dienstleistungen zur Vermei-
dung, Verminderung und Beseitigung von Umweltbelastungen anbieten.  

International wird folgende Abgrenzung der Umweltschutzwirtschaft verwendet: 

Die Umweltschutzwirtschaft besteht aus einer branchenübergreifenden Vielfalt an Produ-
zenten, die in der gesamten Wirtschaft angesiedelt sind. Diese Produzenten erstellen Gü-
ter bzw. erbringen Leistungen, die: 

– Umweltschäden in den Bereichen Luft, Wasser und Boden, aber auch bezüglich Ab-
fallaufkommen, Lärm, Biodiversität und Landschaft messen, kontrollieren, rückgängig 
machen, behandeln, vermindern, untersuchen, bzw. für den Umweltschutz sensibili-
sieren, 

– den Verbrauch von Ressourcen messen, kontrollieren, rückgängig machen, vermin-
dern, untersuchen, bzw. für eine Ressourcenschonung sensibilisieren. Dies führt vor 
allem zu ressourceneffizienten Technologien, Gütern und Serviceleistungen, die den 
Verbrauch von natürlichen Ressourcen vermindern. 

Diese Technologien und Produkte, Güter und Leistungen müssen das „end of purpose 
criterion“ erfüllen, das heißt, sie müssen vorrangig dem Ziel des Umweltschutzes oder der 
Ressourcenschonung dienen (Umweltschutz-Zweck). 

Durch Neufassung des Absatzes 1 Nummer 1 soll der heterogene Berichtskreis nicht 
mehr nach der Zugehörigkeit zu bestimmten Wirtschaftszweigen, sondern über eine Defi-
nition der Umweltschutzgüter und -leistungen (funktionaler Ansatz) identifiziert und abge-
grenzt werden. 

Die eindeutige Abgrenzung zwischen Umweltschutztechnologien und Konsumgütern kann 
nur über die Zweckbestimmung der Güter und dem der Erhebung beigefügten statisti-
schen Verzeichnis der Umweltschutzgüter und -leistungen erfolgen. Umweltschutzrele-
vante Konsumgüter oder auch umweltfreundliche Güter, die in der Herstellung, im Ge-
brauch oder bei ihrer Entsorgung umweltschonender oder ressourceneffizienter sind als 
vergleichbare Standardprodukte (z.B. umweltfreundliche Waschmaschinen oder Tüten 
aus besonders gut abbaubaren Geweben, Strom aus erneuerbaren Energien), sollen 
nicht über die Erhebung nach § 12 UStatG erfragt werden. Solche Güter dienen in erster 
Linie nicht dem Zweck des Umweltschutzes, sondern anderen Hauptzwecken (z.B. wa-
schen, transportieren oder zur Nutzung von Energie). 

Die Beschäftigungseffekte einer sich entwickelnden „Umweltschutzwirtschaft“ sind wichti-
ge Kenngrößen in der Politik. Die Frage, wie die Umweltschutzwirtschaft die Zahl der Ar-
beitsplätze beeinflusst, soll durch die Erhebung statistisch erfasst werden. Ziel ist es, 
durch Neufassung des Absatzes 1 Nummer 2 die Anzahl der direkt in der Produktion von 
Umweltschutzgütern und die mit der Erbringung von Dienstleistungen für den Umwelt-
schutz beschäftigten „tätigen Personen“ zu erfassen. 

Neben der Politik fordern auch europäische Rechtsvorschriften Angaben über die Anzahl 
der in der Umweltschutzwirtschaft tätigen Personen in Vollzeitäquivalenten. 
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Die Neufassung des Absatzes 2 Nummer 1 dient der Vermeidung zusätzlicher Befragun-
gen, da die genannten Einheiten im Rahmen der Kostenstrukturerhebung im Produzie-
renden Gewerbe ausreichend erfasst werden. 

Die Neufassung des Absatzes 2 Nummer 2 dient der Vermeidung zusätzlicher Befragun-
gen, da die genannten Einheiten im Rahmen der Agrarstatistikerhebungen (Agrarstatistik-
gesetz – AgrStatG), im Bereich Öko-Landbau ausreichend erfasst werden. 

Die Neufassung des Absatzes 2 Nummer 3 und 4 dient der Abgrenzung der berichts-
pflichtigen Betriebe. 

Zu Nummer 5 (§ 14 Absatz 2 Nummer 6 Buchstabe c) 

In § 14 Absatz 2 Nummer 6 Buchstabe c wird die Auskunftspflicht zur Erhebung neu ge-
regelt. Berichtspflichtig sind künftig die vertretungsberechtigten natürlichen Personen der 
anerkannten Sachverständigenorganisationen zur Prüfung von Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen. Jede Sachverständigenorganisation muss für die Anerken-
nung eine natürliche Person benennen, die berechtigt ist, die Organisation zu vertreten. 
Diese natürliche Person ist auch verantwortlich dafür, dass die im UStatG angeordnete 
Auskunftspflicht zur Statistik vollständig erfüllt wird. 

Zu Nummer 6 (§ 15 Absatz 4) 

Der neue § 15 Absatz 4 verpflichtet die Anerkennungsbehörden zur Übermittlung von 
Namen und Anschrift der auskunftspflichtigen Sachverständigenorganisationen an das 
Statistische Bundesamt. So wird sichergestellt, dass das Statistische Bundesamt über 
Änderungen der Anzahl von Sachverständigenorganisationen, die zur Statistik melden, 
immer aktuell informiert wird. Die Zahl der Sachverständigenorganisationen kann sich 
dadurch ändern, dass neue Sachverständigenorganisationen anerkannt werden, eine 
erteilte Anerkennung widerrufen wird, eine Anerkennung erlischt oder die Befristung einer 
Anerkennung nicht verlängert wird. Auch kann eine Sachverständigenorganisation im lau-
fenden Berichtsjahr ihre Tätigkeit einstellen.  

Zu Nummer 7 (§ 16 Absatz 3 und 4) 

Die genannten Erhebungs- und Hilfsmerkmale aus der Statistik im Produzierenden Ge-
werbe dürfen nur zu den ausdrücklich bestimmten Zwecken im Bereich der Umweltstatis-
tiken verwendet werden.  

Zu Artikel 2 (Änderung des Hochbaustatistikgesetzes) 

Zu Nummer 1 

(§ 4 Nummer 2) 

Es wird redaktionell klargestellt, dass das Hilfsmerkmal auch die zur eindeutigen lokalen 
und regionalen Zuordnung notwendige Anschrift und damit die Postleitzahl umfasst. 

(§ 4 Nummer 4) 

Die in der neuen Nummer 4 geregelten Angaben zu den für Rückfragen zur Verfügung 
stehenden Personen können neben deren Namen und Telefonnummern weitere Kontakt-
daten enthalten. Der Begriff „Kontaktdaten“ bezeichnet die Möglichkeit der Kontaktauf-
nahme mittels der einschlägigen Kommunikationsmedien, wie z.B. Telefonnummern und 
E-Mail Adressen und ist in einem weiten Sinn zu verstehen. Damit wird der laufenden 
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technischen Entwicklung Rechnung getragen. Es sollen die jeweils neuesten Kommunika-
tionsmedien genutzt werden dürfen, um Rückfragen möglichst schnell und einfach zu klä-
ren. Dies reduziert den Aufwand für Rückfragen bei den Statistischen Ämtern der Länder 
erheblich. Ebenso werden diejenigen Berichtspflichtigen entlastet, die für Rückfragen eine 
dritte zur Verfügung stehende Person angeben (z.B. Architekten/-innen). und somit über-
flüssige Rückfragen durch die Statistischen Ämter der Länder vermeiden.  

Zu Nummer 2 (§ 6 Absatz 1 Satz 2) 

Es wird klargestellt, dass die Angabe von Namen und Kontaktdaten der für Rückfragen 
zur Verfügung stehenden Personen stets freiwillig sind. 

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes am Tag nach seiner Verkündung. Die 
Änderung von § 9 Absatz 4 UStatG macht eine Datenerhebung nach dem geltenden § 9 
Absatz 4 entbehrlich. Für das Berichtsjahr 2014 wurde die Erhebung deshalb bereits per 
Rechtsverordnung ausgesetzt. Die entsprechenden Daten stehen zunächst über die Jah-
resberichte der Sachverständigenorganisationen an die Aufsichtsbehörden und ab dem 
Berichtsjahr 2017 über die Meldung der Sachverständigenorganisationen zur amtlichen 
Statistik zur Verfügung. 
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